Ausgabe B. 


Gef etzblatt 
für die Freie Stadt Danzi 


Nr. 98 Ausgegeben Danzig, den 18. September 1935 

Tag Inhalt Seite 

31. 8. 1935 Verordnung zur Abänderung der Staatshaushaltsordnunnnn ITI. 989 
9. 9. 1935 Erſte — der Ausführungs- und Ueberleitungsbeſtimmungen betreffend das kaſſenärztliche Dienſt⸗ 
JJ TTT EEE EICHE 


13. 9. 1935 Dritte Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes 
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7. 9. 1935 Bekanntmachung über das Inkrafttreten der Genfer Abkommen zur Vereinheitlichung des Wechſelrechts 

vom 7. Juni 1930 und des Scheckrechts vom 19. März 19la!.u.uvuauui ns 
i c e . a arena wre 992 


An unſere Bezieher! 
Die mit Wirkung vom 1. Oktober 1935 ab geltenden Bezugsgebühren für Geſetzblatt, Staats⸗ 
anzeiger Teil 1 und Teil II ſind am Schluß veröffentlicht. 
Danzig, den 10. September 1935. 
Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers für die Freie Stadt Danzig 


242 Verordnung 
zur Abänderung der Staatshaushaltsordnung. 
Vom 31. Auguſt 1935. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 6 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Die Staatshaushaltsordnung vom 22. Juni 1931 (G. Bl. S. 467) wird wie folgt geändert: 
$ 85 in der Faſſung der Verordnungen vom 9. März 1934 (G. Bl. S. 202) und vom 20. Sep⸗ 
tember 1934 (G. Bl. S. 711) erhält folgenden Wortlaut: 
„Das Staatliche Rechnungsprüfungsamt kann die Prüfung der Rechnungen nach ſeinem 
Ermeſſen beſchränken; es darf auf die Vorlegung von Rechnungsbelegen verzichten.“ 
Artikel II 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 31. Auguſt 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Huth Dr Hoppenrath 


243 Erſte Aenderung 
der Ausführungs⸗ und Aberleitungsbeſtimmungen betreffend das 
kaſſenärztliche Dienſtverhältnis. 
Vom 9. September 1935. 


Auf Grund des Rechtsverordnung des Senats vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123) Kapitel I 
Abſchnitt 1, § 9 Abſ. 1 und 3 hat der Landesausſchuß für Arzte und Krankenkaſſen folgendes be⸗ 
ſchloſſen: 

Artikel I 

Die Ausführungs- und berleitungsbeſtimmungen über das kaſſenärztliche Dienſtverhältnis vom 

12. Oktober 1932 (G. Bl. S. 712 und 761) werden wie folgt geändert: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 26. 9. 1936.) 


990 
1. 8 10 Abf. 2 wird durch die nachſtehende neue Faſſung erſetzt: 
Der Arzt, der die nach den Umſtänden erforderliche Sorgfalt außeracht läßt, hat den 
daraus entſtehenden Schaden zu erſetzen, ſoweit nicht $ 37 ff. etwas anderes beſtimmt. 
2. § 11 Abſ. 2, 3 und 4 fällt fort. 
3. $ 20 fällt fort. 
4. $ 37 erhält nachſtehende neue Faſſung: 
8 37 

(1) Die kaſſenärztliche Tätigkeit wird von der kaſſenärztlichen Vereinigung überwacht. 
Die Überwachung erſtreckt ſich insbeſondere auf die kaſſenärztlichen Rechnungen und die Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit der kaſſenärztlichen Behandlungen einſchließlich der ſparſamen Verordnung von 
Arznei- und Heilmitteln. 

(2) Die kaſſenärztliche Vereinigung beſtellt hierfür einen Prüfungsausſchuß und ordnet 
deſſen Befugniſſe und das Verfahren. Die einzelne Kaſſe kann ſich an den Sitzungen dieſes 
Ausſchuſſes durch Abordnung eines Vertreters beratend beteiligen. 

(3) Gegen den Beſchluß des Prüfungsausſchuſſes ſteht den einzelnen Kaſſenärzten wie 
den Krankenkaſſen innerhalb eines Monats nach Zuſtellung das Beſchwerderecht zu. Über die 
Beſchwerde entſcheidet der Beſchwerdeausſchuß. Die Beſtellung des Beſchwerdeausſchuſſes, 
ſeine Befugniſſe und das von ihm einzuhaltende Verfahren regeln ſich nach den für den 
Prüfungsausſchuß geltenden Beſtimmungen (Abſ. 2). Die Abordnung eines Vertreters mit 
beratender Stimme durch die einzelne Kaſſe iſt ebenfalls zuläſſig. 

(4) Die Kaſſen haben der kaſſenärztlichen Vereinigung die für die Überwachung er⸗ 
forderlichen Unterlagen zu beſchaffen. 

(5) Die kaſſenärztliche Vereinigung hat den Mitgliedern der Ausſchüſſe die erforderliche 
Unabhängigkeit zu gewährleiſten. Die Mitglieder der Ausſchüſſe haben über die Verhand⸗ 
lungen Schweigen zu beobachten. Dies gilt nicht gegenüber den Parteien des Gejamtver- 
trages. 

5. Neu wird hinter $ 37 eingefügt: 
8 37 a 

Die Entſcheidung des Beſchwerdeausſchuſſes iſt, ſoweit die Wirtſchaftlichkeit der kaſſen⸗ 
ärztlichen Behandlung, insbeſondere die ſparſame Verordnung von Arznei- und Heilmitteln, 
in Frage kommt, endgültig. Der ordentliche Rechtsweg iſt ausgeſchloſſen. 

SE $ 37b 

Soweit eine unwirtſchaftliche Verordnungsweiſe feſtgeſtellt wird, hat die kaſſenärztliche 
Vereinigung den als wirtſchaftlich ermittelten Betrag der Kaſſe zu erſtatten. Die kaſſen⸗ 
ärztliche Vereinigung zieht den Mehrbetrag nach einem von ihr zu regelnden Verfahren 
von den Kaſſenärzten ein. 

Die Haftung des einzelnen Arztes der Kaſſe gegenüber wird hierdurch nicht berührt. 

Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1935 in Kraft. 
Beſchloſſen in der Sitzung des Landesausſchuſſes für Arzte und Krankenkaſſen am 17. Juli 1935. 

Der Vorſitzende i 
des Landesausſchuſſes für Arzte und Krankenlaſſen 
a 
Jaeger 
Oberregierungsrat 


— — nn 


Der vorſtehenden Anderung der Ausführungs- und Überleitungsbeſtimmungen über das kaſſen⸗ 
ärztliche Dienſtverhältnis vom 12. 10. 1932 wird gemäß Kapitel I Abſchn. 1, $ 9 Abſ. 4 der Rechts⸗ 
verordnung des Senats vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123) zugeſtimmt. 

Danzig, den 9. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Huth Dr. Kluck 
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244 Dritte Verordnung 
über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens 
vom 2. Mai 1935 (G. Bl. S. 617) in der Faſſung der Verordnung vom 3. Juli 1935 (G. Bl. S. 797). 
Vom 13. September 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26, 63 und des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des $ 5 Abſ. 2 der Verordnung über die Neu- 
regelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des Goldwertes des Guldens vom 2. Mai 
1935 (G. Bl. S. 617) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
In der Verordnung über die Neuregelung von Verbindlichkeiten anläßlich der Herabſetzung des 
Goldwertes des Guldens vom 2. Mai 1935 (G. Bl. S. 617) in der Faſſung der Verordnung vom 3. Juli 1935 
Guldens vom 2. Mai 1935 (G. Bl. S. 617) in der Faſſung der Verordnung vom 3. Juli 1935 
„8 2d E 

Die Beſtimmungen des $ 1 Abſ. 2 und der SS 2, 2a bis 2c finden auf die dort be- 
zeichneten Rechtsverhältniſſe Anwendung, wenn das belaſtete Grundſtück im Gebiet der Freien 
Stadt Danzig belegen it oder, ſoweit es ſich um ein Schiffspfandrecht handelt, das be- 

laſtete Schiff in ein Schiffsregiſter Danziger Gerichte eingetragen iſt.“ 


Artikel II 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. Mai 1935 in Kraft. 


Danzig, den 13. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 


245 Bekanntmachung 


über das Inkrafttreten der Genfer Abkommen zur Vereinheitlichung des Wechſelrechts vom 7. Juni 1930 
und des Scheckrechts vom 19. März 1931. | 
Bom 7. September 1935. 


Die am 7. Juni 1930 in Genf unterzeichneten Abkommen zur Vereinheitlichung des Wechſelrechts, 
nämlich: 
a) das Abkommen über das einheitliche Wechſelgeſetz nebſt zwei Anlagen und Protokoll, 
b) das Abkommen über Beſtimmungen auf dem Gebiet des internationalen Wechſelprivatrechts 
nebſt Protokoll und 
c) das Abkommen über das Verhältnis der Stempelgeſetze zum Wechſelrecht nebſt Protokoll, 
(G. Bl. 1934 S. 319, 361 und 374) 
ſowie die am 19. März 1931 in Genf unterzeichneten Abkommen zur Vereinheitlichung des Sced- 
rechts, nämlich: \ 
a) das Abkommen über das einheitliche Scheckgeſetz nebſt zwei Anlagen und Protokoll, 
b) das Abkommen über Beſtimmungen auf dem Gebiet des internationalen Scheckprivatrechts 
nebſt Protokoll und 
c) das Abkommen über das Verhältnis der Stempelgeſetze zum Scheckrecht nebſt Protokoll 
(G. Bl. 1934 S. 386, 420 und 434) 
find im Namen der Freien Stadt Danzig ratifiziert worden. Die Ratifikationsurkunden ſind am 
24. Juni 1935 beim Generalſekretär des Völkerbundes in Genf niedergelegt worden. Demgemäß 
treten die Abkommen für die Freie Stadt Danzig am 22. September 1935 in Kraft. 
Die Freie Stadt Danzig iſt die Verpflichtung zur Einführung 
a) des einheitlichen Wechſelgeſetzes unter den Vorbehalten der Artikel 6, 10, 13, 14, 15, 17 
19 und 20 der Anlage II zum Abkommen über das einheitliche Wechſelgeſetz und 
b) des einheitlichen Scheckgeſetzes unter den Vorbehalten der Artikel 6, 14, 15, 16 Abi. 2, 18, 
23, 24, 25, 26 und 29 der Anlage II zum Abkommen über das einheitliche Scheckgeſetz 
eingegangen. 


992 


Zur Ausführung der Abkommen ſind die Verordnungen vom 9. März 1934 betr. Erlaß des 
Wechſelgeſetzes (G. Bl. 1934 S. 135) und betr. Erlaß des Scheckgeſetzes (G. Bl. 1934 S. 151) er⸗ 
gangen. 

Danzig, den 7. September 1935. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski-Keiſer 


216 Berichtigung. 

Im $ 3 der Erſten Ausführungsverordnung zur Rechtsverordnung zur Vereinfachung der BVer- 
waltung vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 369) vom 30. Auguſt 1953 (G. Bl. S. 918) iſt in Zeile 5 
hinter das Wort „Inſtanz“ das Wort „beendet“ zu ſetzen. 


Danzig, den 13. September 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,75 G, 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt 2 Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 6, zu b) 1,50 G. 
Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Beile oder deren Raum — 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den GSelbftloften berechnet. F 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


